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Vorwort 
 
Zum Inhalt der Studie 
 
Hohe Preissteigerungen bei Lebensmitteln sowie steigende Mieten und Nebenkosten 
belasten insbesondere Rentner mit geringen Renten. Es ist zu befürchten, dass die 
Anzahl der finanziell bedürftigen Rentner im Jahr 2026 und den darauffolgenden 
Jahren weiter steigen wird.  
 
Dies tritt umso eher ein, je mehr Rentner von den bereits beschlossenen 
Einsparungen beim Wohngeld ab 2027 betroffen sind. Immerhin bezogen in 2024 
noch rund 600.000 Rentner Wohngeld von durchschnittlich 287 € im Monat. Wer als 
bedürftiger Rentner künftig keinen Anspruch auf Wohngeld und bereits die 
Regelaltersgrenze erreicht hat, kann Grundsicherung im Alter beantragen. Beim 
Nachweis von 33 Jahren an Grundrentenzeiten wird ein Teil der gesetzlichen Rente 
nicht auf die Grundsicherung im Alter angerechnet. Der monatliche Freibetrag, der 
unmittelbar zur Erhöhung der Grundsicherung führt, macht immerhin 281,50 € aus 
bei einer monatlichen Bruttorente ab 705 €. 
 
Leider verzichtet etwa die Hälfte der bedürftigen Rentner aus Unkenntnis oder 
Scham darauf, einen Antrag auf Grundsicherung im Alter oder bei dauerhafter voller 
Erwerbsminderung beim dafür zuständigen Sozialamt zu stellen. Die recht 
komplizierten Antragsformulare und oft auch langen Bearbeitungszeiten in den 
Sozialämtern schrecken viele eigentlich Berechtigte zusätzlich ab. Es handelt sich 
bei der Grundsicherung für Rentner aber nicht um Almosen, sondern um eine 
staatliche Transferleistung. Alle Rentner haben darauf einen Rechtsanspruch, sofern 
sie die Voraussetzungen dafür erfüllen. Hilfestellung tut Not, um die berechtigten 
Interessen dieser Rentner durchzusetzen. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird in der Studie nur von Rentnern gesprochen. Selbstverständlich sind damit auch 
alle Rentnerinnen gemeint.  
 
Zum Auftraggeber der Studie 
 
Die VERS Versicherungsberater-Gesellschaft mbH (VERS Berater) in Oldenburg 
betreibt ausschließlich Versicherungsberatung und bietet auch die Vergleichs- und 
Informationssoftware „Versnavi“ an. Die Versnavi Software ist ein reiner 
Leistungsvergleich der Bedingungen diverser Versicherungsgesellschaften, welcher 
auf Grundlage von jeweils ca. 30 Bewertungskriterien erfolgt. Durch monatliche 
Updates sind Versicherungsvermittler immer auf dem neuesten Stand der 
Versicherungsbedingungen. Hans-Hermann Lüschen ist Geschäftsführer der VERS 
Versicherungsberater-Gesellschaft GmbH und von der IHK als Versicherungsberater 
zugelassen.  
 
Zum Verfasser der Studie 
 
Werner Siepe ist Finanzmathematiker und Fachbuchautor. Für die VERS Berater hat 
er mehrere Studien verfasst. Die vorliegende Studie wurde nach bestem Wissen und 
Gewissen erstellt. Irgendeine Einflussnahme von Seiten des Auftraggebers oder 
einer anderen Stelle gab es nicht. 
 
Erkrath, 15.07.2026                                  Werner Siepe 
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1 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung  
 
Die Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter voller Erwerbsminderung ist wie die 
Hilfe zum Lebensunterhalt eine Sozialhilfe. Wer zum Beispiel die Grundsicherung im 
Alter erhält, hat keinen Anspruch auf Wohngeld. Umgekehrt gilt: Wer als Rentner 
Wohngeld bekommt, kann keine Grundsicherung im Alter erhalten.  
 
Bezieher einer Grundrente können allerdings zusätzlich noch eine Grundsicherung 
im Alter beantragen. Tatsächlich handelt es sich bei der Grundrente nur um einen 
Zuschlag auf die gesetzliche Rente für langjährige Niedrigverdiener. Auf die 
Grundsicherung im Alter wird die um den Grundrentenzuschlag erhöhte gesetzliche 
Rente bis auf einen Freibetrag von maximal 281,50 € angerechnet. Eine volle 
Anrechnung der gesetzlichen Rente auf die Grundsicherung im Alter erfolgt 
allerdings, sofern Rentner die mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten nicht 
nachweisen können. 
 
Für bedürftige Rentner, die von ihrem Einkommen nicht leben und somit ihre 
Lebensunterhalts- und Unterkunftskosten nicht bestreiten können, gibt es zurzeit drei 
Arten von finanziellen Hilfen: Grundrentenzuschlag, Grundsicherung im Alter und 
Wohngeld. Dabei sind drei Kombinationen denkbar: gesetzliche Rente plus 
Grundrentenzuschlag, gesetzliche Rente plus Grundrentenzuschlag und 
Grundsicherung im Alter, gesetzliche Rente plus Grundsicherung im Alter sowie 
gesetzliche Rente und Wohngeld. 
 
1.1 Grundsicherung im Alter 

Rund 764.000 Rentner erhielten laut Statistischem Bundesamt Ende 2025 die 
Grundsicherung im Alter in Höhe von durchschnittlich 631 € pro Monat. Dieser 
Betrag errechnet sich, indem vom Bedarf für Lebensunterhalts- und 
Unterkunftskosten von durchschnittlich 1.050 € das angerechnete Einkommen (zum 
Beispiel die gesetzliche Rente) von durchschnittlich 419 € abgezogen wird. 
Voraussetzung für die Zahlung der Grundsicherung im Alter ist, dass der Bezieher 
die Regelaltersgrenze (zum Beispiel 66 Jahre beim Geburtsjahrgang 1958) bereits 
erreicht hat und sein Nettoeinkommen nicht ausreicht, um den Bedarf für den 
Lebensunterhalt einschließlich Wohnen zu decken. Die Höhe der Grundsicherung im 
Alter hängt von der Haushaltsgröße (Anzahl der Personen im Haushalt), der 
monatlichen Bruttowarmmiete und dem Einkommen des Antragstellers ab. 

Eine einfache Faustregel der Deutschen Rentenversicherung lautet: „Wenn Ihr 
gesamtes Einkommen unter 1.148 € liegt, sollten Sie prüfen lassen, ob Sie Anspruch 
auf Grundsicherung haben“. Den ab Juli 2026 erteilten Rentenbescheiden über einen 
Rentenzahlbetrag von weniger als 1.148 € im Monat wird daher gleich ein 
Antragsformular zur Grundsicherung im Alter beigefügt.   

Offensichtlich bezieht sich diese Faustregel auf einen kinderlosen und ledigen 
Rentner, für den die Rente das einzige Einkommen ist. Laut Rentenbescheid erreicht 
er insgesamt 31 persönliche Entgelt- bzw. Rentenpunkte und somit eine monatliche 
Bruttorente von 1.318,12 € (= 31 Entgeltpunkte x 42,52 € aktueller Rentenwert ab 
01.07.2026), was nach Abzug von 12,95 % für Beiträge zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung zu einem monatlichen Rentenzahlbetrag von 1.147,48 € 
führt. Steuern zahlt er nicht, weil sein zu versteuerndes Einkommen bei 11.143 € 
liegt und somit unter dem steuerlichen Grundfreibetrag von 12.348 € in 2026.  
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Monatliches Nettoeinkommen von 1.148 € als absolutes Existenzminimum 

Ein monatliches Einkommen von unter 1.148 € deckt in aller Regel nicht die Kosten 
für den Lebensunterhalt und die Unterkunft. Bei einem monatlichen Regelbedarf von 
563 € für Alleinstehende zur Deckung der Lebensunterhaltskosten blieben weniger 
als 585 € für die Unterkunftskosten (monatliche Miete inkl. Neben- und Heizkosten) 
übrig. Die von der Deutschen Rentenversicherung errechneten 1.148 € für einen 
alleinstehenden Rentner stellen daher das absolute Existenzminimum dar.  

Monatliches Nettoeinkommen von 1.445 € als relatives Existenzminimum 

Laut Statistischem Bundesamt liegt eine Armutsgefährdung noch bei einem 
monatlichen Nettoeinkommen von 1.445 € für einen Alleinstehenden vor, was 60 % 
eines mittleren Nettoeinkommens von 2.408 € entspricht. Das absolute 
Existenzminimum von 1.148 € macht somit nur knapp 48 % des mittleren 
Nettoeinkommens aus.  

Zwar betrug das mittlere Nettoeinkommen von Personen ab 65 Jahren nur 2.080 € 
laut Statistischem Bundesamt, also 328 € bzw. 14 % weniger im Vergleich zum 
mittleren Nettoeinkommen der Gesamtbevölkerung. Das absolute Existenzminimum 
von 1.148 € liegt aber auch im Vergleich zu diesem mittleren Nettoeinkommen der 
Personen ab 65 Jahren nur bei 55 %. 

Für ein relatives Existenzminimum (auch Armutsgefährdungsgrenze genannt) von 
1.445 € sprechen im Jahr 2026 noch drei weitere Anhaltspunkte: steuerfreie 
gesetzliche Rente von monatlich 1.460 €, Einkommensgrenze von 1.492 € für den 
vollen Grundrentenzuschlag von Alleinstehenden sowie Pfändungsbetrag von 
1.587,40 € ab 01.07.2026.  

Die Armutsgefährdungsquote für Personen ab 65 Jahren liegt unter Bezug auf das 
relative Existenzminimum von 1.445 € laut Statistischem Bundesamt zwar bei hohen 
19,5 %. Angesichts von 21,4 Mio. Alters-, Erwerbsminderungs- und 
Hinterbliebenenrentnern erscheint die Anzahl von 764.000 Beziehern von 
Grundsicherung im Alter, was einer durchschnittlichen Quote von 3,6 % entspricht,   
zwar noch relativ niedrig. Diese am Bedarf und dem absoluten Existenzminimum von 
Grundsicherungsbeziehern orientierte Quote darf aber nicht mit der 
Armutsgefährdungsquote verwechselt werden.  

Die Quote von nur 3,6 % aller Rentner würde sich höchstwahrscheinlich verdoppeln, 
wenn alle Berechtigten auch einen Antrag auf Grundsicherung im Alter stellen 
würden. Die vom Bund zu tragenden Ausgaben für die Grundsicherung im Alter 
lagen im Jahr 2025 bei 6,9 Mrd. €. Sie würden dann bis auf rund 14 Mrd. € steigen.  

Schonvermögen von 10.000 € oder 20.000 € 

Das Schonvermögen in Geld macht 10.000 € bei einer alleinstehenden Person und 
20.000 € bei zwei Personen in der Bedarfsgemeinschaft (zum Beispiel Rentner-
Ehepaar) aus. Zum Schonvermögen gehören auch ein angemessener Hausrat und 
ein Eigenheim mit angemessener Größe (zum Beispiel Einfamilienhaus oder 
Eigentumswohnung mit 80 qm Wohnfläche bei zwei Personen, 100 qm bei drei 
Personen oder 120 bis 130 qm bei vier Personen).  
 
Die angemessene Grundstücksgröße bei Einfamilienhäusern liegt bei bis zu 250 qm 
für ein Reihenhaus, bis zu 350 qm für eine Doppelhaushälfte und bis zu 500 qm für 
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ein freistehendes Einfamilienhaus. Darüber hinaus können noch andere Merkmale 
wie Zustand und Verkehrswert des Eigenheims zur Beurteilung der Angemessenheit 
herangezogen werden. 
 
Freibetrag von bis zu 281,50 € für Rentner mit 33 Jahren an Grundrentenzeiten 
 
Den Rentnern, die nach Erreichen der Regelaltersgrenze die Grundsicherung im 
Alter beantragen und mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten durch eine 
entsprechende Bescheinigung der Deutschen Rentenversicherung nachweisen 
können, steht zudem ein Freibetrag gem. § 82a SGB XII zu, der aktuell bis zu 281,50 
€ ausmacht. Diese Bescheinigung liegt allen Rentnern, die tatsächlich einen 
Grundrentenzuschlag erhalten, als Anlage zum Rentenbescheid oder in einem 
besonderen Grundrentenbescheid vor.  
 
Rentner mit mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten, die keinen 
Grundrentenzuschlag erhalten, müssen bei der Deutschen Rentenversicherung eine 
Bescheinigung beantragen. Nach Vorlage der Bescheinigung wird der Freibetrag 
dann rückwirkend bis zum Datum des Antrags anerkannt.  
 
Hilfe zum Lebensunterhalt für Frührentner 
 
Wer eine vorgezogene Altersrente bezieht und bedürftig ist, bleibt zunächst von der 
Grundsicherung im Alter ausgeschlossen. Er kann aber stattdessen die Hilfe zum 
Lebensunterhalt beantragen. Diese steht ihm nach § 27 Abs. 1 SGB XII zu, falls er 
den „notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften 
und Mitteln bestreiten kann“. Der Bedarf wird nach den gleichen Regeln wie bei der 
Grundsicherung im Alter ermittelt. Erreicht er nach einiger Zeit die Regelaltersgrenze, 
hat er Anspruch auf Grundsicherung im Alter und auch auf den Freibetrag, sofern er 
die Mindestversicherungszeit von 33 Jahren nachweisen kann.  

 
1.2 Grundsicherung bei dauerhafter voller Erwerbsminderung 
 
Grundsicherung gibt es nicht nur für ältere Menschen. Rund 520.000 Personen 
bekamen Ende 2025 die Grundsicherung bei dauerhafter voller 
Erwerbsminderung. Dazu zählen kranke oder behinderte Menschen ab Vollendung 
des 18. Lebensjahres, die noch nicht die Regelaltersgrenze erreicht haben.  
 
Von einer Dauerhaftigkeit geht man aus, wenn sie mindestens sechs Monate lang 
nicht arbeiten und sehr wahrscheinlich auf Dauer auch nicht oder nur sehr wenig 
arbeiten können. Wenn die Erwerbsminderung nur für eine bestimmte Zeit besteht, 
ist die Voraussetzung für eine dauerhafte Erwerbsminderung nicht erfüllt.  
 
Es muss zudem eine volle Erwerbsminderung vorliegen. Voll erwerbsgemindert 
sind kranke oder behinderte Personen, die gar nicht oder nur weniger als drei 
Stunden am Tag arbeiten können. Auch Personen, die wegen Nichterfüllung von 
mindestens drei Pflichtbeitragsjahren innerhalb der letzten fünf Jahre vor Eintritt der 
Erwerbsminderung keinen Anspruch auf eine volle Erwerbsminderungsrente haben, 
zählen dazu. Personen mit Behinderung gelten generell als voll erwerbsgemindert, 
sofern sie in einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigt sind.  
 
Wer eine unbefristete volle Erwerbsminderungsrente bekommt, muss dem 
Sozialamt bzw. der Grundsicherungsstelle nur den Bescheid der Deutschen 
Rentenversicherung vorlegen. Sofern aber nur eine befristete 
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Erwerbsminderungsrente gezahlt wird, muss das Sozialamt prüfen, ob eine Arbeit in 
Zukunft wahrscheinlich wieder möglich ist.  
 
Üblicherweise wird eine volle Erwerbsminderungsrente zunächst befristet für nur drei 
Jahre bewilligt. Diese Frist kann zweimal verlängert werden, so dass eine befristete 
volle Erwerbsminderungsrente über maximal neun Jahre laufen kann. Erst nach 
Ablauf von neun Jahren muss die Deutsche Rentenversicherung dann eine 
unbefristete Erwerbsminderungsrente bewilligen.  
 
Wer nur eine befristete oder halbe Erwerbsminderungsrente bekommt und daher 
keine Grundsicherung bei dauerhafter voller Erwerbsminderung erhält, hat Anspruch 
auf Hilfe zum Lebensunterhalt gem. §§ 27 bis 40 SGB XII.  
 
1.3 Regelsätze in 2026 
 
Der Regelsatz für den Lebensunterhalt ist bereits ab 2024 auf 563 € gestiegen und 
bis 2026 unverändert geblieben.  
 
Der Regelbedarf umfasst den notwendigen Lebensunterhalt für Nahrung, Kleidung, 
Hausrat, Körperpflege und in vertretbarem Umfang auch für die Befriedigung sozialer 
und kultureller Bedürfnisse.   
 
Allerdings ist zu bedenken, dass im Regelbedarf und damit im Regelsatz von 563 € 
auch die Kosten für den Haushaltsstrom enthalten sind. Die Kosten für den 
Haushaltsstrom werden üblicherweise vom Mieter direkt an die Stadtwerke oder 
einen anderen Stromversorger gezahlt. 
 
Der Regelsatz erhöht sich um 17 % bei Mehrbedarf für schwerbehinderte 
Menschen mit Schwerbehindertenausweis (Merkzeichen „G“ oder „aG“) bzw. um 10 
% bei Mehrbedarf wegen kostenaufwändiger Kost (zum Beispiel bei Multipler 
Sklerose, Mukoviszidose oder Niereninsuffienz ohne Dialysediät). Bei 
Niereninsuffienz mit Dialysediät beträgt der Mehrbedarf 20 % des Regelsatzes.  
 
 
1.4 Bedarf als Summe von Regelsatz und Kosten der Unterkunft 
 
Der monatliche Bedarf setzt sich grundsätzlich aus dem Regelsatz und den 
angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung zusammen.  
 
Zum Regelbedarf und evtl. Mehrbedarf wegen Gehbehinderung oder 
kostenaufwändiger Ernährung tritt also der Bedarf für Unterkunft und Heizung 
hinzu. Die dafür gezahlten Kosten müssen von Größe der Wohnung und Höhe der 
Miete her angemessen sein. Bei Ein-Personen-Haushalten ist eine Wohnfläche von 
45 bis 50 Quadratmetern für ein bis zwei Räume angemessen. 
 
Für jede weitere Person im Haushalt kommen 10 bis 15 Quadratmeter pro Person 
hinzu. Bei einem Zwei-Personen-Haushalt wäre somit eine Wohnfläche von 60 qm 
für eine Zwei-Zimmer-Wohnung nebst Küche, Diele und Bad angemessen. Die 
monatliche Nettokaltmiete in Euro pro Quadratmeter sollte nicht höher als die 
ortsübliche Vergleichsmiete laut Mietspiegel für die untere Preislage des Wohnorts 
sein.  
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Entscheidend ist im Zweifel die Höhe der Miete und nicht die Größe der Wohnung. 
Ist also die Miete angemessen, kann die Wohnung auch größer sein als die oben 
genannten Richtwerte, die für den sozialen Wohnungsbau gelten.  
 
Zur Nettokaltmiete kommen kalte Nebenkosten sowie Heiz- und 
Warmwasserkosten in Euro pro Quadratmeter Wohnfläche hinzu, deren 
Angemessenheit anhand des vom Deutschen Mieterbund herausgegebenen 
Betriebskostenspiegels überprüft werden kann. Liegen keine aussagefähigen 
Vergleichswerte für Nettokaltmiete, kalte Nebenkosten sowie Heiz- und 
Warmwasserkosten vor, kann das Sozialamt nach Ansicht des Bundessozialgerichts 
auch die Tabellenwerte des Wohngeldgesetzes plus Sicherheitszuschlag von 10 % 
heranziehen.  
 
Die Wohnung darf also nicht zu groß und die Bruttowarmmiete nicht zu hoch sein. 
Wenn Wohnfläche und tatsächlich gezahlte monatliche Bruttowarmmiete 
angemessen sind, ist ein vom Sozialamt erzwungener Auszug aus der Wohnung  
nicht zu befürchten.  
 
1.5 Auf den Bedarf anzurechnendes Einkommen 
 
Auf die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wird das 
Bruttoeinkommen (zum Beispiel gesetzliche Rente brutto) abzüglich der Beiträge zur 
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung und von sonstigen angemessenen 
Versicherungsbeiträgen (zum Beispiel für die Privathaftpflicht- und 
Hausratversicherung) sowie evtl. Steuern auf die Grundsicherung angerechnet, falls 
kein Freibetrag gem. § 82a oder § 82 Abs. 3 bis 5 SGB XII gewährt wird. 
 
Bei einer ehrenamtlichen oder nebenberuflichen Tätigkeit wird ein Betrag bis zu 
monatlich 250 € nicht beim Einkommen berücksichtigt und somit nicht auf die 
Grundsicherung angerechnet. Dies gilt auch für Aufwandsentschädigungen.  
 
Vom Einkommen abziehbare Versicherungsbeiträge  
 
Alle Grundsicherungsbezieher mit einer gesetzlichen Rente sind üblicherweise auch 
gesetzlich kranken- und pflegeversichert. Den Beitrag zur gesetzlichen Kranken- 
und Pflegeversicherung in Höhe von bis zu 12,95 % zieht die Deutsche 
Rentenversicherung direkt von der Bruttorente ab, so dass der Rentner nur den 
Rentenzahlbetrag nach Abzug dieses Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrags 
erhält. Bei privat krankenversicherten Rentnern übernimmt das Sozialamt nur den 
Beitrag für den Basistarif, der den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung 
entspricht.  
 
Auch Beiträge für private Versicherungen werden von der Bruttorente abgezogen, 
wenn sie einen angemessenen Versicherungsschutz bewirken und nur Zahlungen im 
Versicherungsfall vorsehen (zum Beispiel private Haftpflichtversicherung, 
Hausratversicherung, private Unfallversicherung ohne Beitragsrückgewähr oder reine 
Sterbegeldversicherung ohne Zahlung auch im Erlebensfall).   
 
Beiträge für eine Zusatzversicherung (zum Beispiel für Zahnersatz) oder 
Rechtsschutzversicherung werden nicht von der Bruttorente abgezogen. Die 
Beiträge für eine Kfz-Haftpflichtversicherung werden nur dann vom Einkommen 
abgezogen, wenn ein begründeter Ausnahmefall vorliegt.  
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Von der Zahlung des Rundfunkbeitrags (auch GEZ-Gebühr genannt) in Höhe von 
monatlich 18,36 € bzw. vierteljährlich 55,08 € werden Grundsicherungsbezieher auf 
Antrag befreit (sog. Gebührenbefreiung). Dieser Antrag muss dann zusätzlich zum 
Antrag auf Grundsicherung im Alter gestellt werden, um künftig keine Rundfunk- und 
Fernsehgebühren mehr bezahlen zu müssen.   
 
1.6 Empfehlungen der Rentenkommission am 22.06.2026 
 
Die von der Bundesregierung eingesetzte Alterssicherungskommission (auch 
Rentenkommission genannt) hat am 22.06.2026 ihren Bericht mit insgesamt 33 
Empfehlungen vorgelegt, siehe  
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Soziales/empfehlungen-der-
rentenkommission-bmas-juni-2026.pdf?__blob=publicationFile&v=4 
 
Die Empfehlungen 18 und 19 auf den Seiten 45 bis 50 dieses Berichts beziehen sich 
auf die Vermeidung von Altersarmut und wurden in der öffentlichen Diskussion 
kaum beachtet. Es muss sich laut Rentenkommission auch im Alter auszahlen, 
gearbeitet zu haben. Eine Vollzeittätigkeit mit Mindestlohn führe nicht zu einer 
Nettorente oberhalb des soziokulturellen Existenz- und Teilhabeminimums. Dies sei 
erst möglich, wenn der Grundrentenzuschlag mit einbezogen wird.  
 
In aktuellen Zahlen heißt das: 45 Jahre Mindestlohn führen nur zu einem 
Rentenzahlbetrag (Nettorente, da keine Steuern anfallen) von 945,41 €, der somit 
deutlich unter dem absoluten Existenzminimum von 1.148 € liegt. 
 
Um Altersarmut in diesem Fall zu vermeiden, ist dieser alleinstehende Rentner, 
sofern er keine weiteren Einkommen hat, auf den Grundrentenzuschlag und die 
Grundsicherung im Alter angewiesen. Zusammen mit dem Grundrentenzuschlag von 
389,09 € erreicht er immerhin 1.334,50 €. Kommt noch der Freibetrag nach § 82a 
SGB XII in Höhe von 281,50 € hinzu, sind es immerhin 1.616 €. Sollte er aber den 
Grundrentenzuschlag nicht erhalten und nur den Freibetrag von 281,50 €, verblieben 
ihm nur 1.230,91 € zum Leben.    
 
Laut Rentenkommission sollte die Armutsbekämpfung als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe vorrangig über die steuerfinanzierte Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung erfolgen. Das Grundrecht auf Gewährung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums ist verfassungsrechtlich garantiert.  
 
In der Empfehlung 19 geht es um Anrechnungsregeln in der Grundsicherung im Alter 
oder bei Erwerbsminderung. Diese seien so zu gestalten, dass Personen, die 
jahrelang gearbeitet und Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt 
haben, im Alter ein höheres verfügbares Einkommen erhalten gegenüber Personen, 
die keine oder nur geringe Rentenbeiträge gezahlt haben. Es dürfe nicht sein, dass 
Personen nach einer langjährigen Berufstätigkeit nicht mehr Geld zur Verfügung 
haben, als wenn sie nie rentenversicherungspflichtig beschäftigt gewesen wären. 
Ihre gezahlten Rentenbeiträge wären dann für ihre finanzielle Situation im Alter ohne 
jegliche Wirkung.  
 
Die von der Bundesregierung eingesetzte Rentenkommission schlägt daher in 
Anlehnung an § 82 Abs. 4 SGB XII (Freibetrag für zusätzliche Altersvorsorge wie 
Betriebsrente, Riester-Rente, Rürup-Rente oder Privatrente aus der privaten 
Rentenversicherung) die Einführung eines Freibetrags für alle gesetzlichen Rentner 
vor. Der Freibetrag für zusätzliche Altersvorsorge beträgt 100 Euro plus 30 % der 
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über 100 € liegenden zusätzlichen Rente, maximal bei der Hälfte des Regelsatzes. 
Bei einem Regelsatz von 563 € errechnet sich so ein höchstmöglicher Freibetrag von 
281,50 €, der bei einer Bruttorente ab 705 € erreicht wird.  
 
Denkbar wäre laut Rentenkommission auch ein Freibetrag in Höhe von 20 bis 30 % 
der Bruttorente (also ohne Mindestfreibetrag) sowie eine Obergrenze in Höhe von 
zwei Drittel des Regelsatzes. Dadurch würde der maximale Freibetrag aktuell sogar 
bis auf 375,33 € steigen und bei einem Satz von 30 % ab einer Bruttorente von 
1.251,10 € erreicht.  
 
Auch die DGB-Rentenkommission schlägt in ihren Empfehlungen vom 25.06.2026 
einen Freibetrag für alle bedürftigen Rentner vor, die das reguläre Rentenalter 
erreicht haben und auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
angewiesen sind. Insofern besteht in diesem Punkt völlige Einigkeit. Die bisherige 
Regelung, wonach gem. § 82a SGB XII nur Rentner mit mindestens 33 Jahren an 
Grundrentenzeiten einen Freibetrag erhalten, reicht nach Auffassung beider 
Rentenkommission also nicht aus.  
 
 

2 Grundsicherung für Rentner mit und ohne Freibetrag ab 2023 

 
2.1 Freibetrag bis zu 281,50 € gem. § 82a SGB XII 
 
In 2026 können Rentner über die Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter voller 
Erwerbsminderung einen Freibetrag bis zu 281,50 € im Monat erhalten, wenn sie 
eine Bescheinigung der Deutschen Rentenversicherung (DRV) über mindestens 33 
Jahre an Grundrentenzeiten vorlegen können. Diese Bescheinigung („Anlage 
Grundrentenzeiten“) übersendet die DRV allen Rentnern, die einen 
Grundrentenzuschlag erhalten. 
 
Im September 2024 hatten nur rund 31.500 Rentner mit Grundsicherung auch einen 
Grundrentenzuschlag erhalten. Im letzten Regierungsentwurf zum 
Grundrentengesetz vom 08.04.2020 wurde die Anzahl der Grundsicherungsbezieher 
mit Grundrentenzuschlag auf rund 110.000 geschätzt. Offensichtlich stellen viele 
Rentner mit Grundrentenzuschlag keinen Antrag auf Grundsicherung im Alter, 
obwohl sie weiterhin bedürftig sind und ihre Lebenshaltungs- und Unterkunftskosten 
nicht aus eigenen finanziellen Mitteln aufbringen können.  
 
Hinzu kam eine gleich hohe Zahl von Grundsicherungsbeziehern ohne 
Grundrentenzuschlag. 
 
Was viele nicht wissen: Auch Rentner, die keinen Grundrentenzuschlag bekommen, 
können bis zu 258,50 € mehr bei der Grundsicherung in 2026 erhalten, sofern sie 
mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten nachweisen können. Im damaligen 
Gesetzentwurf zur Grundrente wurde diese Anzahl von Grundsicherungsbeziehern 
ohne Grundrentenzuschlag auf rund 90.000 geschätzt. Im September 2024 waren es 
aber ebenfalls nur 31.500 Rentner, die einen Antrag auf Grundsicherung im Alter 
stellten.  
 
Insgesamt könnten also laut damaliger großer Koalition rund 200.000 
Grundsicherungsbezieher von dem wenig bekannten Freibetrag gem. § 82a SGB XII 
profitieren. Tatsächlich haben im September 2024 aber nur rund 63.000 Bezieher der 
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Grundsicherung im Alter von diesem Freibetrag profitiert. Selbst wenn die inzwischen 
auf 80.000 gestiegen sein sollte, bleibt immer noch eine hohe „stille Reserve“ von 
mindestens 100.000 Grundsicherungsbeziehern, denen ein Freibetrag bis zu 281,50 
€ zustehen würde. Entsprechend höher fiele dann ihre Grundsicherung aus.  Bei 
rund 764.000 Beziehern von Grundsicherung im Alter wäre dies immerhin jeder 
Fünfte, der bis zu 258,50 € mehr im Monat an Grundsicherung erhalten könnte. Dass 
es in 2024 nur rund 61.000 und damit nur 8 % der Grundsicherungsbezieher waren, 
ist nicht nachvollziehbar. Möglicherweise waren die früheren Schätzungen zu hoch 
gegriffen. Da dieser Freibetrag den meisten bedürftigen Rentnern gar nicht bekannt 
sein dürfte, wird aber der Hauptgrund in der hohen Inanspruchnahme liegen.  
 
Viele nehmen irrtümlich an, es gäbe entweder nur den Grundrentenzuschlag oder die 
Grundsicherung im Alter. Dies trifft allerdings nicht zu, da man durchaus den 
Grundrentenzuschlag und die Grundsicherung im Alter beanspruchen kann. Und wer 
den Grundrentenzuschlag nicht bekommt, kann dennoch vom Freibetrag bis zu 
281,50 € in der Grundsicherung profitieren, sofern er mindestens 33 Jahre an 
Grundrentenzeiten nachweist.  
 
Schätzungsweise jeder zweite Grundsicherungsempfänger hat keine Rente, so dass 
die Grundsicherung im Alter in diesem Fall so hoch wie sein Bedarf für 
Lebenshaltungs- und Unterkunftskosten ist. Ende 2023 waren es 221.000 von 
insgesamt 469.000 Beziehern von Grundsicherung im Alter. 
 
Eine gesetzliche Rente bei weniger als 33 Jahre an Grundrentenzeiten wird zurzeit 
voll auf die Grundsicherung angerechnet. Dies dürfte bei höchstens jedem vierten 
Grundsicherungsempfänger der Fall sein. Somit bleibt auch bei dieser Schätzung 
mindestens noch ein weiteres Viertel der Grundsicherungsempfänger (rund 190.000 
von insgesamt 764.000 Grundsicherungsbeziehern Ende 2025) übrig, die auf 
mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten kommen und somit Anspruch auf den 
Freibetrag haben. Tatsächlich erhalten diesen Freibetrag aber nur maximal 90.000 
Rentner, so dass sich auch nach dieser Schätzung eine stille Reserve von 100.000 
Rentnern ohne Freibetrag ergibt.  
 
Höhe des Grundrentenfreibetrags gem. § 82a SGB XII                                
 
Der monatliche Freibetrag bei mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten wird vom 
Bruttoeinkommen (zum Beispiel der gesetzlichen Rente) des Rentners abgezogen 
und nicht auf die Sozialhilfe angerechnet. Dadurch erhöht sich zum Beispiel die 
Grundsicherung im Alter.  
 
Der monatliche Freibetrag liegt bei 100 € plus 30 % der diesen Betrag 
übersteigenden gesetzlichen Rente, höchstens jedoch bei 50 % des Regelsatzes. Da 
der Regelsatz in 2026 für Alleinstehende 563 € ausmacht, ist ein maximaler 
Freibetrag von 281,50 € (= 50 % von 563 €) möglich. Beispiel: Bei einer gesetzlichen 
Rente von 700 € brutto macht der Freibetrag genau 280 € aus (100 € + 150 € für 30 
% von 600 €).  
 
Bei bedürftigen Rentnern mit mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten und einer 
Rente von mindestens 705 € brutto erhöht sich dieser spezielle 
Grundrentenfreibetrag gem. § 82a SGB XII in 2026 auf monatlich 258,50 €.  
 
Bedürftig sind alle Rentner, die einen Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung (§§ 41 bis 46 SGB XII) oder auf Hilfe von Lebensunterhalt (§§ 27 
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bis 40 SGB XII) haben. Diese Leistungen zählen zur Sozialhilfe. Rentner, die 
Anspruch auf Wohngeld haben, erhalten den Miet- bzw. Lastenzuschuss als 
Sozialleistung. Grundsicherung im Alter und Wohngeld schließen sich gegenseitig 
aus. Wer beispielsweise die Grundsicherung im Alter erhält, kann also nicht 
zusätzlich noch Wohngeld bekommen.  
 
Grundrentenzeiten 
 
Zu den mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten zählen:  
 

1. Pflichtbeitragszeiten aus Erwerbstätigkeit (inkl. versicherungspflichtiger 
Minijobs) 

2. Pflichtbeitrags- und Berücksichtigungszeiten für Kindererziehung (bis zum 10. 
Geburtstag des jüngsten Kindes) 

3. Zeiten der nicht erwerbsmäßigen Pflege (Pflichtbeitragszeiten oder 
Berücksichtigungszeiten für die Jahre 1992 bis 1995) 

4. Zeiten des Bezugs von Kranken-, Übergangs-, Kurzarbeiter- und 
Insolvenzgeld 

5. Ersatzzeiten (z.B. Zeiten der politischen Haft in der ehemaligen DDR). 
 
Bei der Mindestversicherungszeit von 33 Jahren handelt sich also in erster Linie um 
Zeiten einer langjährigen Versicherung aus Erwerbstätigkeit, Kindererziehung und 
häuslicher Pflege von Angehörigen. Wichtig für Witwen bzw. Witwer: Zu diesen 
Grundrentenzeiten zählen bei Witwen- bzw. Witwerrenten auch die ebenfalls zu 
berücksichtigenden Grundrentenzeiten des verstorbenen Ehepartners.  
 
Keine Grundrentenzeiten sind Zeiten von Arbeitslosigkeit, Zeiten mit freiwilligen 
Beiträgen sowie Zurechnungszeiten bei Erwerbsminderungsrentnern.  
 
Warum auch Witwen Anspruch auf den Freibetrag haben  
 
Tatsächlich haben auch Witwen mit mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten bei 
ihrem verstorbenen Ehemann Anspruch auf den Freibetrag von bis zu 258,50 €  
gem. § 82a SGB XII bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung.   
 
Auf Seite 50 des Regierungsentwurfs zum Grundrentengesetz vom 08.04.2020 steht 
ausdrücklich, dass der Freibetrag auch Hinterbliebenen zusteht, sofern diese (zum 
Beispiel Witwen) „eine Rente erhalten, der die Erfüllung von mindestens 33 Jahren 
an Grundrentenzeiten zugrunde liegt“ (so auch Infos des DGB sowie des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes im Internet). Die Witwe tritt hinsichtlich 
Mindestversicherungszeit und Freibetrag somit quasi in die Fußstapfen ihres 
verstorbenen Ehemannes. Sie kann sogar einen Grundrentenzuschlag erhalten, 
sofern die Voraussetzungen hinsichtlich der Grundrenten- und 
Grundrentenbewertungszeiten beim verstorbenen Ehemann erfüllt waren und sie 
selbst ein monatliches Nettoeinkommen von nicht mehr als 1.492 € erzielt.  
 
Laut Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung 2025 gab es in 2024 rund 4,4 
Mio. Witwen mit einer durchschnittlichen Witwenrente von 793 € nach Abzug des 
Beitrags zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung. Bei ungekürzten 
Witwenrenten betrug der monatliche Rentenzahlbetrag 854 € und bei gekürzten 
Witwenrenten 772 €. 
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2.2 Weitere Freibeträge gem. § 82 Abs. 3 bis 5 SGB XII 
 
Tatsächlich gibt es außer dem Freibetrag für Rentner mit mindestens 33 Jahren an 
Grundrentenzeiten gem. § 82a SGB XII noch weitere Freibeträge gem. § 82 Abs. 3 
bis 5 SGB XII bei der Grundsicherung im Alter.  
 
Freibetrag für zusätzliche Rente aus freiwilligen Beiträgen 
 
Grundsicherungsbezieher, die eine zusätzliche private oder betriebliche Rente 
oder eine zusätzliche gesetzliche Rente aus freiwilligen Beiträgen erhalten, 
können ebenfalls einen Freibetrag bis zu 258,50 € erhalten (siehe § 82 Abs. 4 und 5 
SGB XII, dies gilt bereits seit 2018). Zu diesen zusätzlichen Renten zählen außer der 
Riester-Rente auch die Rürup-Rente und Betriebsrente, die Rente aus der privaten 
Rentenversicherung und die gesetzliche Rente aus freiwilligen Beiträgen.  
 
Laut Gesetzestext handelt es sich dabei um „Einkommen aus einer zusätzlichen 
Altersvorsorge der Leistungsberechtigten, auf das der Leistungsberechtigte vor 
Erreichen der Regelaltersgrenze auf freiwilliger Grundlage Ansprüche erworben hat 
und das dazu bestimmt und geeignet ist, die Einkommenssituation des 
Leistungsberechtigten gegenüber möglichen Ansprüchen aus einer 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung ..... zu verbessern“.  
 
Außer den freiwilligen Beiträgen zur gesetzlichen Rente von Nicht-Pflichtversicherten 
zählen dazu auch Sonderzahlungen zum Ausgleich von Rentenabschlägen (sog. 
Ausgleichsbeträge) zur zusätzlichen Altersvorsorge gem. § 82 Abs. 4 SGB XII.  
 
Der Freibetrag für die zusätzliche Rente aus freiwilligen Beiträgen wird genauso 
berechnet wie der Freibetrag gem. § 82a SGB XII, also 100 € plus 30 % der darüber 
liegenden zusätzlichen Rente bis zu maximal 50 % des Regelsatzes von 563 € ab 
2023. Eine Riester-Rente von beispielsweise 100 € käme also in voller Höhe zur 
Grundsicherung hinzu.  
 
Anfang 2008 sorgte ein Fernsehbericht bei Monitor für Aufregung, wonach Millionen 
von künftigen Rentnern in 15 Jahren in Gefahr wären, wegen der vollen Anrechnung 
der Riester-Rente auf die Grundsicherung im Alter keinen Euro zusätzlich in der 
Tasche zu haben. Diese Gefahr ist seit der Gesetzesänderung in 2018 gebannt.   
 
Laut Rentenversicherungsbericht 2025 der Bundesregierung wird die Riester-Rente 
bei einem Rentenzugang in 2026 und recht optimistischen Prognosen mit monatlich 
180 € brutto angegeben. Davon würden dann 154 € nicht mehr auf die 
Grundsicherung im Alter angerechnet.  
 
Bei einer Betriebsrente von beispielsweise 300 € würden 160 € (= 100 € plus 30 % 
der darüber liegenden Rente von 200 €) nicht auf die Grundsicherung angerechnet. 
Selbstständige könnten bei einer gesetzlichen Rente ab 705 € aus freiwilligen 
Beiträgen den vollen Freibetrag von 258,50 € ausschöpfen (= 100 € plus 30 € des 
über 100 € liegenden Rentenanteils). Es muss sich laut § 82 Abs. 4 und 5 SGB XII 
aber um zusätzliche freiwillige Beiträge handeln und nicht um Pflichtbeiträge.  
 
Eine Mindestversicherungszeit von 33 Jahren für diese freiwilligen Beiträge (also wie 
bei den Pflichtbeiträgen zur gesetzlichen Rente gem. § 82a SGB XII) ist dafür nicht 
erforderlich. Eine Rente von beispielsweise 705 € käme auch mit freiwilligen 
Beiträgen über nur 17 Jahre zustande, wenn in jedem Jahr mit freiwilliger 
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Versicherung nur der jeweilige Durchschnittsbeitrag gezahlt und somit für jedes Jahr 
genau ein Entgeltpunkt gutgeschrieben würde. Nur 8,5 Jahre für freiwillige Beiträge 
wären erforderlich, wenn in diesen Jahren jeweils der doppelte Durchschnittsbeitrag 
gezahlt würde.   
 
Pflichtversicherte mit weniger als 33 Versicherungsjahren (Grundrentenzeiten) haben 
diese Möglichkeit zur Zahlung von freiwilligen Beiträgen indes nicht. Wenn sie 
beispielsweise in 30 Pflichtbeitragsjahren insgesamt 17 Entgeltpunkte ansammeln 
und eine gleich hohe gesetzliche Rente von brutto 705 € bekommen würden, stünde 
ihnen ein Freibetrag gem. § 82a SGB XII nicht zu, da sie die für den 
Grundrentenzuschlag bzw. den Freibetrag von bis zu 258,50 € unbedingt notwendige 
Voraussetzung von mindestens 33 Versicherungsjahren nicht erfüllt hätten. Sie 
wären somit gegenüber freiwillig Versicherten eindeutig benachteiligt, da diese den 
nach § 82 Abs. 4 und 5 SGB XII möglichen maximalen Freibetrag von 258,50 € sehr 
wohl auch nach weniger als 33 Jahren mit freiwilligen Beiträgen zur gesetzlichen 
Rente erreichen können.  
 
Freibetrag ab 2026 für zusätzliche Arbeitseinkommen  
 
Gemäß § 82 Abs. 3 SGB XII gibt es bereits seit 2005 auch einen Freibetrag für 
zusätzliches Einkommen aus nichtselbstständiger oder selbstständiger Arbeit. 
Dieser macht 30 % des Arbeitseinkommens aus und wird auf 50 % des Regelsatzes 
begrenzt, also ebenfalls auf 258,50 € ab 2026.  
 
Sofern Grundsicherungsbezieher einen Minijob auf 603-Euro-Basis ausüben, würden 
also zumindest 180,90 € nicht auf die Grundsicherung angerechnet und kämen als 
Plus zur Grundsicherung hinzu. Anders als bei den Freibeträgen gem. § 82 Abs. 4 
und 5 sowie § 82a SGB XII gibt es bei zusätzlichen Arbeitseinkommen keinen 
Mindestfreibetrag von 100 €. Der Freibetrag von 30 % bezieht sich also immer auf 
das volle Gehalt und wird auf maximal 258,50 € in 2026 begrenzt.  
 
2.3 Beispielrechnungen zur Grundsicherung plus im Alter für Rentner 
 
Drei konkrete Beispiele zeigen, wie hoch die Grundsicherung im Alter für 
alleinstehende Rentner in 2026 mit Berücksichtigung des Freibetrags gem. § 82a 
SGB XII ausfallen wird.   
 
Beispiel A:  
alleinstehender Rentner mit Grundrentenzuschlag und Freibetrag von 258,50 €  
(35 Pflichtbeitragsjahre mit durchschnittlich 0,6 Entgeltpunkten)  
 
1. Bedarf     
 
Regelsatz                                      563 € 
+ Bruttowarmmiete                 +     600 €* 
= Bedarf                                  = 1.163 €   
 
*) Wohnfläche 45 qm x 10 €/qm =     Nettokaltmiete    450 € 
          „                „         2 €/qm =  + Betriebskosten       90 € 
                                                         Bruttokaltmiete     540 € 
                                                      + Heizkosten             60 € 
                                                         Bruttowarmmiete  600 € 
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2. Einkommen 
 
  eigene Altersrente brutto                  1.153,56 €* 
- Beitrag zur GKV/GPV                   -      149,39 € (= 12,95 % von 1.153,56 €) 
- Freibetrag gem. § 82a SGB XII     -     285,50 €** 
= anrechenbares Einkommen       =    718,67 € 
 
*) gesetzliche Rente von 892,92 € für 21 Entgeltpunkte (= 35 Jahre x 0,6) x 42,52 € aktueller 
Rentenwert plus Grundrentenzuschlag von 260,44 € für 6,125 Entgeltpunkte  (=  35 Jahre x 0,2 x 
0,875) x 42,52 € aktueller Rentenwert = Altersrente 1.153,56 € brutto 
**) 100 € + …….. € (= 30 % von ……. €) = ……. €,  
     aber begrenzt auf 258,50 € (= 50 % des Regelsatzes von 563 € in Regelbedarfsstufe 1)       

 
3. Grundsicherung plus (Nettoeinkommen insgesamt) 
   Bedarf                                           1.163,00 € 
- anrechenbares Einkommen        -     718,67 € 
= Grundsicherung im Alter        =    444,33 € 
+ Rentenzahlbetrag                       + 1.004,17 € (= 1.153,56 € minus 149,39 €) 
= Nettoeinkommen                     =  1.448,50 € 
 
Fazit:  
Mit Grundrentenzuschlag, aber ohne Grundsicherung im Alter läge der monatliche 
Rentenzahlbetrag nur bei 1.004,17 € und somit unter dem Bedarf von 1.163 €.  
 
Mit Grundsicherung im Alter und mit Freibetrag von 258,50 € gem. § 82a SGB XII 
steigt das Nettoeinkommen auf 1.448,50 und liegt somit um diese 258,50 € über dem 
Bedarf von 1.163 €. Ein Nettoeinkommen von 1.448,50 € entspricht dem 
Mindestversorgungsbedarf und damit dem relativen Existenzminimum für 
alleinstehende Rentner von 1.445 €. Die Bruttowarmmiete von 600 € macht dann 41 
% des Nettoeinkommens aus und ist gerade noch erträglich. Die übrigen 848,50 € 
müssten dann ausreichen, um die laufenden Lebenshaltungskosten zu bestreiten.  
 
Sofern es wegen Nichterreichens der 33 Jahre an Grundrentenzeiten allerdings 
keinen Anspruch auf den Freibetrag gibt oder solange dieser Freibetrag vom 
Sozialamt noch nicht berücksichtigt wurde, liegt das Nettoeinkommen aus eigener 
Rente und Grundsicherung nur so hoch wie der Bedarf von 1.163 €. Die 
Bruttowarmmiete würde dann 52 % des Nettoeinkommens ausmachen und nur der 
Regelsatz von 563 € blieb dann für die Kosten der laufenden Lebenshaltung übrig.  
 
Beispiel B:  
verwitwete Rentnerin ohne Grundrente, aber mit Freibetrag von 258,50 € 
(Erfüllung der 33 Jahre an Grundrentenzeiten bei der Witwenrente) 

1. Bedarf             1.163 € (wie in Beispiel A) 
 

2. Einkommen 
  Witwenrente brutto                             660,00 €** 
- Beitrag zur GKV/GPV                    -     77,70 € (= 12,95 % der Bruttorente) 
- Freibetrag gem. § 82a SGB XII     -    268,00 €*** 
= anrechenbares Einkommen         = 314,30 € 
 
**) 60 % der Altersrente des verstorbenen Ehemannes von 1.100 € brutto = 660 € 
Bei der Altersrente von 1.100 € brutto des verstorbenen Ehemannes lagen mindestens 33 Jahre an 
Grundrentenzeiten vor, was als Voraussetzung für den Freibetrag gem. § 82a SGB XII reicht.  Da aber 
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in jedem Jahr mindestens 0,8 Entgeltpunkte gutgeschrieben wurden, konnte es keinen 
Grundrentenzuschlag geben.  
***) 100 € + 168 € (= 30 % von 560 €) = 268 € 

 

3. Grundsicherung plus (Nettoeinkommen insgesamt) 
 
  Bedarf                                          1.163,00 € 
- anrechenbares Einkommen      -    314,30 € 
= Grundsicherung im Alter       =   848,70 € 
+ Rentenzahlbetrag                      +  582,30 € (= 660 € minus 77,70 €)) 
= Nettoeinkommen                   = 1.431,00 € 
 
Fazit: 
Mit dem Freibetrag von 268 € liegt das Nettoeinkommen insgesamt bei 1.431 € und 
ohne Freibetrag nur so hoch wie der Bedarf von 1.163 €. 
 
 
Beispiel C:  
Rentner-Ehepaar ohne Grundrentenzuschlag, aber mit Freibetrag von 258,50 €  
(Erfüllung der 33 Jahre an Grundrentenzeiten bei der Altersrente des Ehemannes) 
 
1. Bedarf 
 
Regelsatz                         1.012 € (= 506 € x 2 Personen) 
+ Bruttowarmmiete         +   800 €* 
= Bedarf                       =  1.812 € 
 
*) Wohnfläche 60 qm x 10 €/qm =    Nettokaltmiete   600 € 
      „              „            x 2 €/qm    + Betriebskosten    120 €  
                                                       Bruttokaltmiete    720 € 
                                                    + Heizkosten            80 € 
                                                       Bruttowarmmiete 800 € 

 
2. Einkommen 
 
Rente des Ehemannes brutto            1.264,97 €* 
+ Mütterrente der Ehefrau               +   212,60 €** 
= Gesamtrente brutto                      = 1.477,59 € 
- Beitrag zur GKV/GPV                    -    182,48 €  (= 12,35 % von 1.477,59 €) 
- Freibetrag gem. § 82a SGB XII     -     258,50 €*** 
= anrechenbares Einkommen      =  1.036,61 € 
*) unterdurchschnittliche Altersrente für 40 Beitragsjahre : 35 x 0,85 x 42,52 € = 1.264,97 € 
**) Mütterrente für zwei vor 1992 geborene Kinder: 5 Entgeltpunkte x 42,52 € =    212,60 € 
***) 100 € + (30 % von 1.264.97 €) = 479,49 €, aber begrenzt auf 258,50 € 
 

3. Grundsicherung plus (Nettoeinkommen insgesamt) 
 
Bedarf                                          1.812,00 € 
- anrechenbares Einkommen    -  1.036,61 € 
= Grundsicherung im Alter    =    775,39 € 
+ Rentenzahlbetrag                  +  1.295,11 € (= 1.477,59 € minus 182,48 €) 
= Nettoeinkommen          =         2.070,50 € 
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Fazit: 
Mit dem Freibetrag von 258,50 € liegt das Nettoeinkommen bei 2.070,50 € und ohne 
Freibetrag nur so hoch wie der Bedarf von 1.812 €.  
 
Die Bruttowarmmiete von 800 € macht bei einem Nettoeinkommen von insgesamt 
2.070,50 € nur noch 39 % aus im Gegensatz zu 44 % bei einem Nettoeinkommen 
von nur 1.812 €. 

 
Das Nettoeinkommen von 2.070,50 € entspricht in etwa dem 
Mindestversorgungsbedarf für ein Rentner-Ehepaar, sofern man das 
Medianeinkommen von 1.445 € für einen Alleinstehenden um 50 % für den Partner 
erhöht. Nach Abzug der Bruttowarmmiete von 800 € verbleiben 1.270,50 € für den 
Lebensunterhalt des Rentner-Ehepaares.  
 
Beim Nettoeinkommen von nur 1.812 € und einer Bruttowarmmiete von 800 € dürften 
die laufenden Lebenshaltungskosten des Ehepaares den Regelsatz von 1.002 € 
nicht überschreiten, was nur schwer erreichbar ist.  
 
    

3 Grundsicherung für Rentner zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
 
3.1 Antrag auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
 
Grundsätzlich kann ein bedürftiger Rentner, der die Regelaltersgrenze erreicht hat, 
den Antrag auf Grundsicherung im Alter auch formlos stellen. Davon ist aber 
abzuraten, da mit Sicherheit viele wichtige Angaben und Unterlagen fehlen werden. 
Wird der Antrag über die Deutsche Rentenversicherung gestellt, leitet diese den 
Antrag an das örtlich zuständige Sozialamt weiter.  
 
Bei einigen Sozialämtern kann man den Grundsicherungsantrag auch online stellen. 
Dann müssen alle gestellten Fragen online beantwortet und alle notwendigen 
Unterlagen online beigefügt werden. In der Regel wird der Grundsicherungsantrag 
aber mit Hilfe eines Formulars erstellt, das der bedürftige Rentner beim örtlich 
zuständigen Sozialamt erhalten oder im Internet herunterladen kann.  
 
Ein solches Formular ist sehr lang und geht meist über insgesamt 19 Seiten. Die zu 
beantwortenden Fragen beziehen sich auf folgende Punkte: 
 

• persönliche Verhältnisse (Name, Anschrift, Geburtsdatum und –ort, 
Versicherungsnummer bei der Deutschen Rentenversicherung, IdNr. bei der 
Einkommensteuer, Familienstand und Staatsangehörigkeit des Antragstellers 
sowie des im gleichen Haushalt wohnenden evtl. Ehegatten, Lebenspartners 
oder Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft) 

• Familienverhältnisse (weitere Personen wie Kinder und Erben mit Namen, 
Geburtsdatum, Familienstand, Staatsangehörigkeit und Verwandtschaftsgrad 
zum Antragsteller) 

• Unterhaltsansprüche (Berufe von Eltern und Kindern, Angabe von evtl. 
Unterhaltsansprüchen gegenüber geschiedenem Ehegatten mit dessen 
Namen, Anschrift, Geburtsdatum, Angabe von Kindern mit einem 
Jahresbruttoeinkommen von über 100.000 €) 

• Bedarfsfeststellung (Kosten der Unterkunft wie monatliche Nettokaltmiete, 
Nebenkosten ohne Heizung, Anzahl der Personen im Haushalt, Anzahl der 
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Wohnräume, Wohnfläche und Baujahr; Bedarf für die Heizung mit Angabe der 
Energieart und Höhe der monatlichen Heizkosten; Aufstellung der Kosten und 
Belastungen bei Haus- und Wohnungseigentum) 

• Mehrbedarf (Schwerbehinderung mit Merkzeichen G oder aG laut 
Feststellungsbescheid, kostenaufwändigere Ernährung laut ärztlicher 
Bescheinigung) 

• Kranken- und Pflegeversicherung (Name der Krankenkasse mit KV-
Mitgliedsnummer, Art der Krankenversicherung, Höhe des monatlichen 
Beitrags, evtl. ausländische Krankenversicherung und evtl. Haftpflicht- und 
Hausratversicherung in angemessener Höhe) 

• Einkommen (gesetzliche Rente laut Rentenbescheid oder –bescheinigung der 
Deutschen Rentenversicherung, Art der Rente, Höhe der monatlichen Rente 
brutto und netto, evtl. weitere Renten, gegebenenfalls 
Einkommensteuerbescheid, evtl.  Grundrentenzuschlag und Nachweis von 
mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten, andere Alterseinkommen wie 
Erwerbseinkommen oder Einnahmen aus Vermietung, evtl. Erhalt von 
Wohngeld).    

 
Das Antragsverfahren für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung ist 
immer noch so kompliziert, dass es viele eigentlich Berechtigte abschreckt. Viele 
stellen zudem keinen Antrag aus Unkenntnis, Furcht vor Formularen, Scham vor dem 
Gang zum Sozialamt oder aus falsch verstandenem Stolz. Man schätzt, dass zurzeit 
nur jeder zweite Berechtigte tatsächlich einen Antrag auf Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung stellt. 
 
3.2 Bescheinigung der Deutschen Rentenversicherung über Grundrentenzeiten 
 
Wer von dem Freibetrag bis zu aktuell 281,50 € gem. § 82a SGB XII profitieren will, 
muss dem Sozialamt zusätzlich eine Bescheinigung der Deutschen 
Rentenversicherung über tatsächlich erreichte 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
vorlegen. Liegt diese dem Rentenbescheid als „Anlage zu Grundrentenzeiten“ nicht 
bei, muss sie vom Antragsteller selbst bei der Deutschen Rentenversicherung 
beantragt werden. So lange dem Sozialamt eine solche Bescheinigung nicht vorliegt, 
wird der Freibetrag von bis zu 281,50 € zunächst einmal gar nicht berücksichtigt und 
die Grundsicherung fällt entsprechend niedriger aus.  
 
Beim Antrag auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung muss auf Seite 
9  der Satz „Ich habe 33 oder mehr Jahre an Grundrentenzeiten bzw. vergleichbaren 
Zeiten“ mit JA angekreuzt werden, sofern dies für die eigene Rente oder bei Witwen 
für die Rente des verstorbenen Ehemannes zutrifft. Außerdem muss der Nachweis 
darüber (also zum Beispiel die Bescheinigung der Deutschen Rentenversicherung in 
„Anlage Grundrentenzeiten“ zum Rentenbescheid oder besonderen 
Grundrentenbescheis) dem Antrag beigefügt werden. Nur wenn dies auch tatsächlich 
erfolgt, gibt es einen Anspruch auf den Freibetrag von bis zu 281,50 € ab 2026 gem. 
§ 82a SGB XII und damit die „Grundsicherung plus“.  
 
Auf der letzten Seite des Antrags wird darauf hingewiesen, dass das Sozialamt nach 
§ 143 SGB XII ohne Berücksichtigung des Freibetrags nach § 82a SGB XII zu 
entscheiden hat, solange ihm nicht durch eine Bescheinigung der Deutschen 
Rentenversicherung nachgewiesen ist, dass die Voraussetzung für die Einräumung 
des Freibetrags vorliegt. Es empfiehlt sich, den Antrag auch schon vor Erhalt der 
Bescheinigung zu stellen. Sofern dann später die Bescheinigung nachgereicht wird, 
wird die höhere Grundsicherung im Alter auch rückwirkend gewährt.  
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4 Gesetzliche Grundlagen für den Freibetrag bis zu 281,50 € in 2026 

 
Die gesetzlichen Grundlagen für den Freibetrag bis zu 281,50 € in 2026 finden sich 
im SGB VI (§ 76g Abs. 2 i.V.m. § 51 Abs. 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3) und im bereits 
mehrfach erwähnten § 82a SGB XII.  
 
4.1 Grundrentenzeiten laut Sechstem Sozialgesetzbuch 

 
                                              § 76g Abs. 2 SGB VI 
 
(2) Grundrentenzeiten sind Kalendermonate mit anrechenbaren Zeiten nach § 51 
Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3; § 55 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Grundrentenzeiten sind auch Kalendermonate mit Ersatzzeiten. Abweichend von 
Satz 1 sind Kalendermonate mit Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten wegen 
des Bezugs von Arbeitslosengeld keine Grundrentenzeiten. 
 

                                   § 51 Abs. 3a Satz 1 Nummer 1 bis 3 SGB VI 
 
(3a) Auf die Wartezeit von 45 Jahren werden Kalendermonate angerechnet mit 
 
1. Pflichtbeiträgen für eine versicherte Beschäftigung oder Tätigkeit, 
 
2. Berücksichtigungszeiten, 
 
3. Zeiten des Bezugs von 

a) Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung, 
b) Leistungen bei Krankheit und 
c) Übergangsgeld, 

soweit sie Pflichtbeitragszeiten oder Anrechnungszeiten sind; dabei werden Zeiten 
nach Buchstabe a in den letzten zwei Jahren vor Rentenbeginn nicht berücksichtigt, 
es sei denn, der Bezug von Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung ist durch 
eine Insolvenz oder vollständige Geschäftsaufgabe des Arbeitgebers bedingt. 

 
4.2 Freibetrag gem. § 82 Abs. 3 und 4 SGB XII 
 
(3) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag in Höhe von 30 vom Hundert des 
Einkommens aus selbständiger und nichtselbständiger Tätigkeit der 
Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 50 vom Hundert der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. Abweichend von Satz 1 ist bei einer 
Beschäftigung in einer Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen 
Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches von dem Entgelt ein Achtel der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 zuzüglich 50 vom Hundert des diesen 
Betrag übersteigenden Entgelts abzusetzen. Im Übrigen kann in begründeten Fällen 
ein anderer als in Satz 1 festgelegter Betrag vom Einkommen abgesetzt werden. 
 
(4) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer 
zusätzlichen Altersvorsorge der Leistungsberechtigten zuzüglich 30 vom Hundert des 
diesen Betrag übersteigenden Einkommens aus einer zusätzlichen Altersvorsorge 

https://www.buzer.de/51_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/51_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/55_SGB_VI.htm
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der Leistungsberechtigten abzusetzen, höchstens jedoch 50 vom Hundert der 
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. 
 
4.3 Freibetrag gem. § 82a SGB XII  
 
Der Freibetrag für Bedürftige mit Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung sowie mit mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten ist seit 
01.01.2021 in § 82a SGB XII geregelt, wie aus dem folgenden Gesetzestext 
hervorgeht.  
 

§ 82a SGB XII 
Freibetrag für Personen mit Grundrentenzeiten oder entsprechenden Zeiten 
aus anderweitigen Alterssicherungssystemen 
 
(1) Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist für Personen, die mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
nach § 76g Absatz 2 des Sechsten Buches erreicht haben, ein Betrag in Höhe von 
100 Euro monatlich aus der gesetzlichen Rente zuzüglich 30 Prozent des diesen 
Betrag übersteigenden Einkommens aus der gesetzlichen Rente vom Einkommen 
nach § 82 Absatz 1 abzusetzen, höchstens jedoch ein Betrag in Höhe von 50 
Prozent der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die mindestens 33 Jahre an 
Grundrentenzeiten vergleichbaren Zeiten in 
1. einer Versicherungspflicht nach § 1 des Gesetzes über die Alterssicherung der 
Landwirte haben, 
2. einer sonstigen Beschäftigung, in der Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 und 3 und Satz 2 des Sechsten Buches oder Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Sechsten Buches 
bestand, haben oder 
3. einer Versicherungspflicht in einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung, 
die für Angehörige bestimmter Berufe errichtet ist, haben. 

 
Absatz 1 gilt auch, wenn die 33 Jahre durch die Zusammenrechnung der Zeiten nach 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 und der Grundrentenzeiten nach § 76g Absatz 2 des 
Sechsten Buches erfüllt werden. Je Kalendermonat wird eine Grundrentenzeit oder 
eine nach Satz 1 vergleichbare Zeit angerechnet. 
 
 
4.4 Vorschlag für eine neue Anrechnungsregelung in § 82 Abs. 3a SGB XII und 
Wegfall des § 82a SGB XII (sog. Grundrentenfreibetrag)  
 
§ 82 Abs. 3a (neu einzufügen) 
 
Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung ist ferner ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer 
gesetzlichen, berufsständischen oder landwirtschaftlichen Rente der 
Leistungsberechtigten zuzüglich 30 vom Hundert des diesen Betrag übersteigenden 
Einkommens aus einer zusätzlichen Altersvorsorge der Leistungsberechtigten 
abzusetzen, höchstens jedoch 50 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach der 
Anlage zu § 28. 
 
 

https://www.buzer.de/SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/82_SGB_XII.htm
https://www.buzer.de/28_SGB_XII.htm
https://www.buzer.de/gesetz/1218/a17381.htm
https://www.buzer.de/gesetz/1218/a17381.htm
https://www.buzer.de/5_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/5_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/6_SGB_VI.htm
https://www.buzer.de/SGB_VI.htm
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Schlussbemerkungen 
 

Mehr Grundsicherung im Alter und bei dauerhafter voller Erwerbsminderung kann 
dazu beitragen, die finanziellen Nöte von Rentnern mit einem Nettoeinkommen von 
unter 1.200 € bei Alleinstehenden bzw. unter 1.800 € bei Ehepaaren zu lindern.  
 
Zu einem Plus bei der Grundsicherung im Alter kommt es, wenn der Freibetrag 
bis zu 281,50 € bei Rentnern mit mindestens 33 Jahren an Grundrentenzeiten auch 
tatsächlich in der Praxis umgesetzt wird. In Anlehnung an die Empfehlung 19 der 
Rentenkommission vom 22.06.2026 könnte dieses Plus von bis zu 281,50 € auch für 
alle Rentner gelten.  Die Rentenkommission schlägt einen Freibetrag beim 
anzurechnenden Renteneinkommen für alle Rentner und 
Grundsicherungsbezieher im Alter und bei Erwerbsminderung vor. Denkbar 
wäre laut Rentenkommission auch ein Freibetrag in Höhe von 20 bis 30 % der 
Bruttorente sowie eine Obergrenze in Höhe von zwei Drittel des Regelsatzes. 
Dadurch würde der maximale Freibetrag aktuell sogar bis auf 375,33 € steigen.  
 
Was viele nicht wissen: Der Freibetrag von aktuell bis zu 281,50 € steht auch allen 
Beziehern von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu, die keinen 
Grundrentenzuschlag bekommen, aber mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten 
durch eine Bescheinigung der Deutschen Rentenversicherung nachweisen können.  
 
Bei einer gesetzlichen Rente ab 705 € brutto und einer Mindestversicherungszeit von 
33 Jahren macht der Freibetrag und damit der Zuschlag zur Grundsicherung im Alter 
exakt 281,50 € aus. Das Plus von 281,50 € im Monat wird bedürftigen Rentnern eine 
willkommene finanzielle Hilfe sein.  
 
Mit dem Freibetrag von 281,50 € bei der Grundsicherung im Alter kommen 
alleinstehende Rentner zumindest auf rund 60 % des mittleren Nettoeinkommens 
und können somit den Mindestversorgungsbedarf in Höhe von rund 1.500 € decken. 
Bei Rentner-Ehepaaren könnten es dann zumindest rund 2.200 € netto sein, sofern 
einer der beiden Ehepartner vom Freibetrag profitiert.   
 
Den Freibetrag wird es in der Grundsicherung bei dauerhafter voller 
Erwerbsminderung allerdings nur in Ausnahmefällen geben, da die geforderten 33 
Jahre an Grundrentenzeiten bis zum Eintritt der Erwerbsminderung nur selten 
erreicht werden.  
 
Leider verzichtet etwa die Hälfte der einkommensschwachen Rentner aus 
Unkenntnis oder Scham darauf, einen Antrag auf Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung zu stellen. Die recht komplizierten Antragsformulare und oft auch 
langen Bearbeitungszeiten in den Sozialämtern schrecken viele eigentlich 
Berechtigte zusätzlich ab. Hilfestellung für bedürftige Rentner tut Not.  
 

 
Erkrath, 15.07.2026 
 
Werner Siepe 
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